
Abkommen

zwischen  

der Österreichischen Bundesregierung und  

der Regierung der Republik Lettland 

betreffend

die polizeiliche Zusammenarbeit 

Die Österreichische Bundesregierung und die Regierung der Republik 
Lettland,

nachstehend als die Vertragsparteien bezeichnet,

getragen von dem Wunsch nach der Entwicklung und Festigung von 
freundschaftlichen Beziehungen und der gegenseitigen Zusammenarbeit 
zwischen den beiden Staaten, 

beunruhigt durch die Ausbreitung der organisierten Kriminalität und der 
illegalen Migration, 

überzeugt von der wesentlichen Bedeutung der Zusammenarbeit bei der 
wirksamen Vorbeugung und Bekämpfung der Kriminalität, 

geleitet vom Prinzip der Gegenseitigkeit und des beiderseitigen Vorteils und 

nach Maßgabe der jeweiligen Rechtsordnung der beiden Staaten 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Bereiche und Ziel der Zusammenarbeit 

(1) Die Vertragsparteien werden nach Maßgabe ihres jeweiligen nationalen 
Rechts durch ihre zuständigen Behörden bei der Abwehr von Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung sowie bei der Vorbeugung und 
Aufklärung von strafbaren Handlungen einschließlich organisierter 
Kriminalität zusammenarbeiten. 
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(2) Diese Zusammenarbeit erstreckt sich insbesondere auf folgende Bereiche: 

1. Straftaten gegen Leben und Gesundheit (die körperliche 
Unversehrtheit) von Personen; 

2. Terrorismus; 
3. illegale Migration, Schlepperei und Menschenhandel;
4. die Herstellung und Verbreitung von kinderpornographischem Material;
5. die illegale Produktion, den illegalen Handel und den Schmuggel von 

Waffen, Munition und Sprengstoffen sowie von nuklearen und 
radioaktiven Substanzen; 

6. den Diebstahl von Kunstgegenständen, Kraftfahrzeugen und sonstigen 
Gütern von erheblichen Wert und den illegalen Handel damit; 

7. die Fälschung von Geld und anderen Zahlungsmitteln sowie von 
Wertpapieren und Dokumenten und deren Inverkehrbringung; 

8. die Wirtschaftskriminalität und Geldwäsche; 
9. die illegale Produktion, die Einfuhr, die Ausfuhr, den illegalen Transport 

von und den Verkehr mit Suchtgift, psychotropen Stoffen und 
Vorläuferstoffen;

10. die Computerkriminalität.  

Artikel 2 

Formen der Zusammenarbeit 

(1) Die Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Behörden der Vertragsparteien 
erfolgt nach Maßgabe ihres jeweiligen nationalen Rechtes und umfasst 
insbesondere

1. die gegenseitige Information über Umstände, deren Kenntnis zur Abwehr von 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung sowie für die 
Vorbeugung und die Aufklärung von gerichtlich strafbaren Handlungen 
beitragen kann; 

2. den Austausch von Erfahrungen über die Anwendung von 
Rechtsvorschriften, über die Kriminalitätsvorbeugung sowie über 
angewendete Methoden, Mittel und Techniken der Kriminalistik; 

3. den Austausch von Erfahrungen in bestimmten Bereichen der 
Kriminalitätsbekämpfung und die Abhaltung von Expertentreffen; 

4. die abgestimmte Durchführung von polizeilichen Maßnahmen der 
zuständigen Behörden der Vertragsparteien auf ihrem jeweiligen 
Hoheitsgebiet zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung sowie zur Vorbeugung und Aufklärung von gerichtlich strafbaren 
Handlungen einschließlich der Anwendung des Verfahrens der kontrollierten 
Lieferung;

5. die Gestattung der Anwesenheit von Bediensteten der zuständigen Behörden 
einer Vertragspartei bei offenen Befragungen und Observationen durch 
Bedienstete der anderen Vertragspartei; 

6. die Fahndung nach Personen und Sachen, die Personenfeststellung und die 
Identifizierung von unbekannten Leichen; 
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(2) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien unterstützen einander auf 
Ersuchen.

(3) Informationen nach Absatz 1 Ziffern 1, 2 und 3 teilt die zuständige Behörde jeder 
Vertragspartei nach Maßgabe ihres nationalen Rechts der zuständigen Behörde 
der anderen Vertragspartei auch ohne Ersuchen mit, wenn sie für die andere 
Vertragspartei für die Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung oder die  Vorbeugung und Aufklärung von Straftaten von Bedeutung 
sein können. Die Vertragsparteien unterstützen einander hiedurch insbesondere 
dann, wenn im Staatsgebiet einer Vertragspartei eine Straftat vorbereitet oder 
begangen wird und Anzeichen dafür bestehen, dass dies Auswirkungen auf dem 
Staatsgebiet der anderen Vertragspartei haben könnte. 

Artikel 3 

Zuständige Behörden 

(1) Die Vertragsparteien informieren einander über jene Behörden, die nach ihrem 
jeweiligen nationalen Recht für die Zusammenarbeit im Sinne dieses 
Abkommens zuständig sind.  Sie teilen einander weiters eintretende 
Änderungen der Zuständigkeit oder der Bezeichnung dieser Behörden mit. 

(2) Der Informationsaustausch zwischen den Vertragsparteien im Rahmen der 
Internationalen Kriminalpolizeilichen Organisation IKPO – Interpol kann durch 
direkte Kontakte zwischen den zuständigen Fachdienststellen ergänzt werden. 

(3) Die Durchführung der Zusammenarbeit zwischen den Vertragsparteien kann 
auch über Verbindungsbeamte erfolgen. Der Verbindungsbeamte führt 
Informations- und Beratungstätigkeiten aus und verfügt über keine 
Exekutivbefugnisse. Die Aufgaben des Verbindungsbeamten werden von den 
zuständigen Behörden nach Maßgabe des nationalen Rechts festgelegt. 

Artikel 4 

Besondere Formen der Zusammenarbeit bei der
Terrorismusbekämpfung

Im Bereich der Zusammenarbeit nach Artikel 1 Absatz 2 Ziffer 2 werden die 
zuständigen Behörden der Vertragsparteien insbesondere Informationen und 
Ermittlungsergebnisse über geplante und getätigte terroristische Akte, über 
Handlungsmethoden der Täter und die verwendeten technischen Hilfsmittel, 
über terroristische Vereinigungen, die Straftaten gegen gewichtige 
Staatsinteressen einer der Vertragsparteien planen beziehungsweise 
begehen, austauschen. 
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Artikel 5 

Besondere Formen der Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der 
illegalen Migration 

Im Bereich der Zusammenarbeit nach Artikel 1 Absatz 2 Ziffer 3 werden die 
zuständigen Behörden der Vertragsparteien einander insbesondere 
Informationen über Methoden und Wege der organisierten illegalen Migration 
und Informationen, die die Kontrolle der Echtheit von Reisedokumenten und 
Sichtvermerken ermöglichen, übermitteln sowie Musterexemplare von 
Reisedokumenten und Sichtvermerken austauschen. 

Artikel 6 

Besondere Formen der Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der 
Suchtmittelkriminalität 

Im Bereich der Zusammenarbeit nach Artikel 1 Absatz 2 Ziffer 9 werden die 
zuständigen Behörden der Vertragsparteien einander insbesondere 
Informationen übermitteln über 
Orte und Methoden der illegalen Produktion und Lagerung von Suchtgiften, 
psychotropen Stoffen und Vorläuferstoffen, über eingesetzte Transportmittel 
und Bestimmungsorte. Sie werden einander Probemuster von neuen 
Suchtgiften, psychotropen Stoffen und Vorläuferstoffen zur Verfügung stellen. 

Artikel 7 

Schutz personenbezogener Daten 

Die wechselseitige Übermittlung personenbezogener Daten zwischen den 
zuständigen Behörden der Vertragsparteien erfolgt unter Beachtung der von der 
übermittelnden Behörde erteilten Auflagen und folgender Grundsätze, welche 
gleichermaßen auf automationsunterstützt und nicht automationsunterstützt 
verarbeitete Daten Anwendung finden:

1. Die übermittelten Daten dürfen ohne Zustimmung der übermittelnden 
Behörden zu keinen anderen als den der Übermittlung zugrunde liegenden 
Zwecken verwendet werden; 

2. Die übermittelten Daten sind zu löschen bzw. richtig zu stellen, sobald 
a) sich die Unrichtigkeit der Daten ergibt, oder 
b) die übermittelnde Behörde mitteilt, dass die Daten rechtswidrig ermittelt 
oder übermittelt worden sind, oder 
c) die Daten nicht mehr zur Erfüllung der für die Übermittlung 
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maßgeblichen behördlichen Aufgabe benötigt werden, es sei denn, dass 
eine ausdrückliche Ermächtigung besteht, die übermittelten Daten zu 
anderen Zwecken zu verwenden; 

3. Auf Ersuchen der zuständigen übermittelnden Behörde erteilt die empfangende 
Behörde Auskunft über die Verwendung der empfangenen Daten; 

4. Die zuständige übermittelnde Behörde stellt die Richtigkeit und Aktualität der 
übermittelten Daten sicher. Zeigt sich, dass unrichtige Daten oder Daten, die 
nicht hätten übermittelt werden dürfen, übermittelt worden sind oder dass 
rechtmäßig übermittelte Daten gemäß den Rechtsvorschriften des Staates der 
übermittelnden Behörde zu einem späteren Zeitpunkt zu löschen sind, so wird 
die empfangende Behörde darüber unverzüglich informiert, um ihrerseits die 
erforderliche Löschung oder Richtigstellung gemäß Ziffer 2 durchzuführen; 

5. Hat die empfangende Behörde Grund zur Annahme, dass übermittelte Daten 
unrichtig sind oder zu löschen wären, so unterrichtet sie die übermittelnde 
Behörde unverzüglich hierüber;  

6. Die empfangende Behörde ist verpflichtet, die erhaltenen Daten wirksam gegen 
unbefugten Zugang, unbefugte Veränderungen und unbefugte Bekanntgabe zu 
schützen;

7. Die übermittelnde und die empfangende Behörde sind verpflichtet, die 
Übermittlung und den Empfang von Daten aktenkundig zu machen oder zu 
protokollieren;

8. Die betroffenen Personen haben in Übereinstimmung mit den einschlägigen 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften das Recht auf Auskunft über die im Rahmen 
dieses Abkommens übermittelten sie betreffenden Daten, sowie auf 
Richtigstellung beziehungsweise Löschung dieser Daten in Fällen gemäß Ziffer 
2 oder auf die Überprüfung dieser Daten. Im Falle eines Ansuchens auf 
Geltendmachung dieses Rechtes gibt die Behörde, die über die Daten verfügt, 
der übermittelnden Behörde Gelegenheit zur Stellungnahme, bevor eine 
Entscheidung über das Ansuchen getroffen wird. 

Artikel 8 

Konsultationen

Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien können bei Bedarf 
Konsultationen abhalten, um Maßnahmen der Durchführung dieses 
Abkommens zu erörtern. 
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Artikel 9 

Ausnahmeregelung

Wenn eine der Vertragsparteien der Ansicht ist, dass die Erledigung eines 
Ersuchens oder eine andere Art der Zusammenarbeit geeignet sind, die 
Souveränität ihres Staates zu beeinträchtigen, seine Sicherheit oder andere 
wesentlichen Interessen zu gefährden oder gegen Grundsätze seiner 
Rechtsordnung zu verstoßen, so kann sie die Zusammenarbeit ganz oder 
teilweise ablehnen oder sie von der Erfüllung von bestimmten Bedingungen 
abhängig machen. 

Artikel 10 

Verhältnis zu anderen Regelungen 

Die Bestimmungen dieses Abkommens berühren nicht die Verpflichtungen 
der Vertragsparteien, die sich aus anderen zweiseitigen und mehrseitigen 
internationalen Verträgen ergeben. 

Artikel 11 

Auslegung des Abkommens 

(1) Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung oder Anwendung des 
vorliegenden Abkommens werden im Weg von direkten Verhandlungen 
zwischen den zuständigen Behörden der Vertragsparteien entschieden. 

(2) Sollte im Weg der Verhandlungen nach Absatz 1 eine Einigung nicht 
erzielt werden, wird die Angelegenheit auf diplomatischem Weg einer 
Entscheidung zugeführt. 

Artikel 12 

In-Kraft-Treten und Kündigung 

(1) Dieses Abkommen tritt mit dem ersten Tag des dritten Monates in Kraft, 
der auf den Monat seiner Unterzeichnung folgt. 

(2) Das vorliegende Abkommen wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Es 
bleibt in Kraft, solange es nicht von einer der beiden Vertragsparteien 
schriftlich auf diplomatischem Weg unter Einhaltung einer sechsmonatigen 
Frist gekündigt wird. 
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(3)  Mit dem In-Kraft-Treten dieses Abkommens wird die Vereinbarung 
zwischen dem Bundesminister für Inneres der Republik Österreich und 
dem Ministerium für Inneres der Republik Lettland über die 
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der internationalen organisierten 
Kriminalität, des internationalen illegalen Suchtgifthandels  und des 
internationalen Terrorismus vom 16. Juli 1997 aufgehoben. 

Geschehen zu Riga am 20. Jänner 2004 in zwei Urschriften jeweils in 
deutscher und lettischer Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen 
authentisch sind. 

Für die Österreichische Für die Regierung 
Bundesregierung:  der Republik Lettland: 

  Strasser      Gulbis 
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Austrijas Feder l s vald bas
un

Latvijas Republikas vald bas
l gums

par policijas sadarb bu

Austrijas Feder l  vald ba un Latvijas Republikas vald ba, turpm k
tekst  sauktas par L gumsl dz j m Pus m,

v loties att st t un nostiprin t draudz g s attiec bas un savstarp jo
sadarb bu starp ab m valst m,

baž s par organiz t s noziedz bas un neleg l s migr cijas 
izplat šanos,

b damas p rliecin tas par sadarb bas b tisko noz mi noziedz bas
iedarb g  nov ršan  un apkarošan ,

vadoties no savstarp jas sadarb bas un abpus ja izdev guma 
principa un 

saska  ar abu valstu attiec gajiem normat vajiem aktiem 

ir vienojuš s par sekojošo:

1.pants
Sadarb bas jomas un m r is

(1) L gumsl dz ju Pušu atbild g s iest des, atbilstoši attiec gajiem
nacion lajiem normat vajiem aktiem, sadarbosies draudu nov ršan
sabiedriskajai droš bai un k rt bai, k  ar  sod mu r c bu nov ršan  un 
izmekl šan , ieskaitot organiz to noziedz bu.

(2) Š  sadarb ba paši attiecas uz š d m jom m:

1. noziedz gi nodar jumi, kas apdraud personu dz v bu un 
vesel bu (miesas boj jumi);
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2. terorisms; 
3. neleg l  migr cija, cilv ku kontrabanda un cilv ku

tirdzniec ba;
4. b rnu pornogr fijas materi lu izgatavošana un izplat šana;
5. iero u, mun cijas un spr gstvielu, k  ar  kodolvielu un 

radioakt vo vielu neleg la ražošana, neleg la tirdzniec ba
un kontrabanda; 

6. m kslas priekšmetu, transportl dzek u un citu priekšmetu, ar 
iev rojamu v rt bu, z dz ba un to neleg la tirdzniec ba;

7. naudas un citu maks šanas l dzek u, k  ar  v rtspap ru un 
dokumentu viltošana un to ieviešana aprit ;

8. ekonomiskie noziedz gie nodar jumi un nelikum gi ieg tu
naudas l dzek u legaliz cija;

9. narkotisko, psihotropo vielu un to izejvielu neleg la
izgatavošana, ievešana, izvešana, neleg ls transports un 
tirdzniec ba;

10. datornoziegumi. 

2.pants
Sadarb bas formas 

(1) L gumsl dz ju Pušu atbild go iest žu sadarb ba notiek saska  ar 
sp k  esošajiem nacion lajiem normat vajiem aktiem un paši ietver: 

1. inform cijas apmai u par apst k iem, kuru zin šana var tu 
veicin t draudu nov ršanu sabiedriskajai droš bai un k rt bai, k
ar  tiesiski sod mu darb bu nov ršanu un izmekl šanu;

2. pieredzes apmai u par ties bu normu piem rošanu, noziedz bas
nov ršanu, k  ar  par pielietotaj m krimin listikas metod m,
l dzek iem un tehnik m; 

3. pieredzes apmai u noteikt s noziedz bas apkarošanas jom s un 
ekspertu tikšan s organiz šanu;

4. L gumsl dz ju Pušu atbild go iest žu saska otu policijas 
pas kumu veikšanu attiec gaj  valsts teritorij  draudu nov ršanai 
sabiedriskajai droš bai un k rt bai, k  ar  tiesiski sod mu darb bu
nov ršan  un izmekl šan , ieskaitot kontrol t  transporta 
proced ras piem rošanu;

5. vienas L gumsl dz jas Puses atbild go iest žu darbinieku 
kl tb tni atkl t s aptauj s un nov rošan , ko veic otras 
L gumsl dz jas Puses darbinieki; 

6. personu un lietu mekl šanu, person bas noskaidrošanu un 
nenoskaidrotu l u identifik ciju.
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(2) L gumsl dz ju Pušu atbild g s iest des sniedz viena otrai 
pal dz bu p c piepras juma. 

(3) Pirm s da as 1., 2. un 3.punkt  min to inform ciju katras 
L gumsl dz jas Puses atbild g s iest des, atbilstoši vi u
nacion lajiem normat vajiem aktiem, otras L gumsl dz jas Puses 
atbild gaj m iest d m sniedz ar  bez piepras juma, ja otrai 
L gumsl dz jai Pusei t  var tu b t noz m ga draudu nov ršanai
sabiedriskajai droš bai un k rt bai, k  ar  tiesiski sod mu darb bu
nov ršan  un izmekl šan . L gumsl dz jas Puses paši atbalsta viena 
otru tajos gad jumos, kad vienas L gumsl dz jas Puses valsts 
teritorij  tiek gatavots vai ir veikts noziedz gs nodar jums un past v
nor des, ka tam var tu b t sekas otras L gumsl dz jas Puses valsts 
teritorij .

3.pants
Atbild g s iest des

(1) L gumsl dz jas Puses inform  viena otru par t m iest d m, kas, 
atbilstoši vi u attiec gajiem nacion lajiem normat vajiem aktiem, ir 
atbild gas par sadarb bu š  L guma ietvaros. T s pazi o viena otrai 
turpm k s izmai as iest žu atbild bas jom  vai šo iest žu
nosaukumos. 

(2) Inform cijas apmai a starp L gumsl dz j m Pus m Starptautisk s
Krimin lpolicijas Organiz cijas – Interpol – ietvaros var tikt 
papildin ta ar tiešiem kontaktiem starp atbild gajiem specializ tajiem
dienestiem.

(3) Sadarb bas stenošana starp L gumsl dz j m Pus m var tikt veikta 
ar  ar sakaru virsnieka pal dz bu. Sakaru virsnieks veic informat vas
un konsult jošas darb bas un vi am nav nek du izpildvaras ties bu.
Sakaru virsnieka uzdevumus nosaka atbild g s iest des atbilstoši 
nacion lajiem normat vajiem aktiem. 

4.pants
pašas sadarb bas formas terorisma apkarošan

1.panta otr s da as otr  punkta noteiktaj  sadarb bas jom  L gumsl dz ju
Pušu atbild g s iest des galvenok rt apmain sies ar inform ciju un 
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izmekl šanas rezult tiem par pl notiem un stenotiem terora aktiem, par 
noziedznieku darb bas metod m un izmantotiem tehniskiem l dzek iem,
par teroristisk m apvien b m, kuras pl no vai veic noziedz gus
nodar jums pret k das L gumsl dz jas Puses b tisk m valsts interes m.

5.pants
pašas sadarb bas formas neleg l s migr cijas apkarošan

1.panta otr s da as treš  punkta noteiktaj  sadarb bas jom  L gumsl dz ju
Pušu atbild g s iest des galvenok rt apmain sies ar inform ciju par 
organiz t s neleg l s migr cijas metod m un ce iem un sniegs 
inform ciju, kas dod iesp ju kontrol t ce ošanas dokumentu un v zu 
der gumu, k  ar  apmain sies ar ce ošanas dokumentu un v zu
paraugeksempl riem.

6.pants
pašas sadarb bas formas ar narkotiskaj m viel m saist t s

noziedz bas apkarošan

1.panta otr s da as dev t  punkta noteiktaj  sadarb bas jom
L gumsl dz ju Pušu atbild g s iest des galvenok rt apmain sies ar 
inform ciju par narkotisko vielu, psihotropo vielu un to izejvielu 
neleg las izgatavošanas un uzglab šanas viet m un metod m, par 
izmantotajiem transport šanas l dzek iem un pieg des gala punktiem. T s
nodos viena otras r c b  narkotisko vielu, psihotropo vielu un to izejvielu 
paraugus.

7.pants
Personu datu aizsardz ba

Savstarp ja apmai a ar personu datiem starp L gumsl dz ju Pušu 
atbild gaj m iest d m notiek, iev rojot datus sniedzoš s iest des 
nosac jumus un sekojošus pamatprincipus, kas vien di piem rojami gan 
automatiz ti, gan neautomatiz ti apstr d tiem datiem: 

1. Nodotie dati bez datus sniedzoš s iest des piekrišanas nedr kst tikt 
izmantoti jebk dam citam m r im, k  tikai tam, kuram tie tika nodoti; 

2. Nodotie dati ir dz šami vai labojami, tikl dz:
a) radusies neprecizit te datos vai 

BGBl. III - Ausgegeben am 28. April 2004 - Nr. 19 11 von 14

www.ris.bka.gv.at



b) datus sniedzoš  iest de pazi o, ka dati tikuši sniegti vai 
nodoti t l k prettiesiski, vai 

c) dati vairs nav nepieciešami noteiktu dienesta uzdevumu 
pild šanai, iz emot tos gad jumus, kad tiek dota paša pilnvara 
nodotos datus izmantot citiem m r iem; 

3. P c datus sniedzoš s atbild g s iest des piepras juma, datus sa mus
iest de sniedz izzi u par sa emto datu izmantošanu; 

4. Datus sniedzoš  atbild g  iest de nodrošina nododamo datu pareiz bu
un aktualit ti. Ja izr d s, ka ir tikuši nodoti nepareizi dati vai dati, 
kurus nedr kst ja nodot, vai dati, kas nodoti atbilstoši datus 
sniedzoš s iest des valsts normat vajiem aktiem, bet, kas v l k ir 
dz šami, datus sa mus  iest de par to tiek nekav joši inform ta, lai 
t  var tu veikt nepieciešamo datu dz šanu vai labošanu saska  ar 
otro punktu; 

5. Ja datus sa emošajai iest dei ir pamats pie mumam, ka nodotie dati 
nav pareizi vai ir dz šami, t  nekav joši zi o par to datus sniedzošajai 
iest dei;

6. Datus sa emošajai iest dei ir pien kums sarg t sa emtos datus no 
nesankcion tas pieejas, nesankcion t m izmai m un nesankcion tas
izpaušanas;

7. Datus sniedzošai un datus sa emošai iest dei ir pien kums datu 
nodošanu un pie emšanu re istr t lietved b  vai protokol t;

8. Person m, uz kur m attiecas dati, saska  ar attiec gaj m valsts 
iekš j m ties bu norm m, ir ties bas uz izzi m par š  L guma
ietvaros nodotajiem datiem, kas attiecas uz personu, k  ar  uz šo datu 
labošanu vai dz šanu otraj  apakšpunkt  paredz tajos gad jumos vai 
uz šo datu p rbaudi. Gad jum , ja tiek piepras ta šo ties bu stenošana,
iest de, kuras r c b  dati ir nodoti, dod iesp ju datus sniegušajai 
iest dei izteikt savu viedokli, pirms tiek pie emts l mums attiec b  uz 
piepras jumu. 

8.pants
Konsult cijas 

L gumsl dz ju Pušu atbild g s iest des vajadz bas gad jum  var sniegt 
konsult cijas, lai apspriestu š  L guma stenošanas pas kumus. 

BGBl. III - Ausgegeben am 28. April 2004 - Nr. 19 12 von 14

www.ris.bka.gv.at



9.pants
Iz mumu regul šana

Ja viena no L gumsl dz j m Pus m uzskata, ka piepras juma
apmierin šana vai k ds cits sadarb bas veids ir v rsts uz to, lai ietekm tu
t s valstisko suverenit ti, apdraud t s droš bu vai citas b tiskas intereses 
vai p rk pj t s tiesisk s k rt bas pamatprincipus, t  var piln gi vai da ji
atteikties no sadarb bas vai izveidot sadarb bas stenošanu atkar gu no 
zin miem nosac jumiem. 

10.pants
Attiec bas pret cit m saist b m

Š  L guma nosac jumi neskar L gumsl dz ju Pušu pien kumus, ko 
nosaka divpus ji vai daudzpus ji starptautiski l gumi. 

11.pants
L guma skaidrošana 

(1) Domstarp bas par š  L guma skaidrošanu vai piem rošanu j izš ir
L gumsl dz ju Pušu atbild go iest žu tieš s sarun s.

(2) Ja sarunu ce , atbilstoši pirmajai da ai, nav pan kta vienošan s,
jaut jums par l muma pie emšanu izš irams diplom tisk  ce .

12.pants
L guma st šan s sp k  un denons šana

(1) Šis L gums st jas sp k  ar treš  m neša pirmo datumu p c t
parakst šanas br ža.

(2) Šis L gums tiek nosl gts uz nenoteiktu laiku. Tas paliek sp k ,
kam r viena vai abas L gumsl dz jas Puses to denons  rakstiski 
diplom tisk  ce , iev rojot sešu m nešu iepriekš ja br din juma
termi u.
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(3) Ar š  L guma sp k  st šanos tiek atcelta 1997.gada 16.j lija
Austrijas Republikas Feder l s Iekšlietu ministrijas un Latvijas 
Republikas Iekšlietu ministrijas Vienošan s par sadarb bu
starptautisk s organiz t s noziedz bas, starptautisk s neleg l s
narkotiku tirdzniec bas un starptautisk  terorisma apkarošan .

Parakst ts R ga, 2004.gada 20. janv r . divos eksempl ros, v cu un 
latviešu valod s, kur abi teksti ir vien di autentiski. 

Austrijas Feder l s
vald bas v rd :

Strasser

Latvijas Republikas 
vald bas v rd :

Gulbis
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